Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 

zwischen der Regierung der Bundesrepubük Deutschland 

und der Regierung der Ukraine 

über die Seeschiffahrt 


A. Zielsetzung 

Am 24. August 1991 erklärte die Ukraine ihre Unabhängigkeit von der 
ehemaligen Sowjetunion. Die jetzige Unabhängigkeit, ihre geographi- 
sche Lage am Schwarzen Meer sowie die im Vergleich zu anderen 
Republiken der ehemaligen Sowjetunion zweithöchste Bevölkerungs- 
zahl von über 51 Millionen lassen ein umfangreiches Seeverkehrs- 
aufkommen erwarten. Die Seehandelsbeziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine müssen daher durch 
vertragliche Regelungen auf eine neue sichere Grundlage gestellt 
werden. Es wird angestrebt, die uneingeschränkte Teilnahme der 
Seeschiffahrtsuntemehmen beider Seiten am gegenseitigen Seever- 
kehr zu fördern. Gleichzeitig soll das Abkommen vor dem Hintergrund 
positiv veränderter politischer Rahmenbedingungen eine neue Etappe 
in den schiffahrtspolitischen Beziehungen zwischen beiden Ländern 
einleiten. 

B. Lösung 

Das am 10. Juni 1993 Unterzeichnete Abkommen trifft die erforderlichen 
Regelungen. Es ist geprägt durch den Grundsatz der Gleichberechti- 
gung und des gegenseitigen Vorteils und bekräftigt das Streben beider 
Seiten, die bestehende Zusammenarbeit auf dem Gebiet des See- 
verkehrs zu erweitern und zu vertiefen. Das Vertragswerk regelt die 
Behandlung von Schiffahrtsuntemehmen, Schiff, Kapitän, Besatzung, 
Fahrgästen und Gütern im jeweils anderen Vertragsstaat und enthält 
Bestimmungen über den Transfer von Frachteinnahmen. Eine Gemischte 
Seeschiffahrtskommission aus Vertretern beider Seiten, die auf Antrag 
einer Vertragspartei Zusammentritt, soll die Durchführung des Abkom- 
mens gewährleisten. 

C. Alternativen 
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D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das 
Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, 
da das Abkommen neben Fragen technischer Art der Abwicklung und 
der Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit, nur die Art und Weise der Verwendung von Einnah- 
men in konvertierbarer Währung aus Dienstleistungen der Seeschiff- 
fahrt - nicht aber deren Höhe - regelt; zusätzliche Anforderungen 
werden nicht gestellt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) - 900 01 - De 20/94 Bonn, den 16. Februar 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Ukraine über die 
Seeschiffahrt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 665. Sitzung am 4. Februar 1994 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 
zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und der Regierung der Ukraine 
über die Seeschiffahrt 

Vom 1993 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen; 


Artikel 1 

Dem in Kiew am 10. Juni 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschiand und der Regierung der Ukraine 
über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 2 
Satz 2 des Abkommens auch das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen 
neben Fragen technischer Art der Abwicklung und der Nutzung sowie der Rechts- 
gewährung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, nur die Art und Weise der 
Verwendung von Einnahmen in konvertierbarer Währung aus Dienstleistungen 
der Seeschiffahrt - nicht aber deren Höhe - regelt; zusätzliche Anforderungen 
werden nicht gestellt. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über die Seeschiffahrt 

Yrofla 

Mi>K ypnflOM «beflepaiHBHOi Pecnyö/iiKM HiMenHUHa 
i ypn/^OM yKpai'HM 
npo MopcbKe cy/^HonnaecTBo 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und die Regierung der Ukraine - 

in dem Wunsch, die harmonische Entwicklung der Seeschiff- 
fahrtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine, die sich auf das beiderseitige Interesse dieser 
Länder und die Freiheit ihres Außenhandels gründen, zu gewähr- 
leisten und die internationale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet 
soweit wie möglich zu verstärken, 

in der Erkenntnis, daß der bilaterale Warenaustausch von 
einem wirksamen Dienstieistungsaustausch begleitet werden 
soll - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bezeichnen 

1 . der Ausdruck „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“ 

a) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe- 
rium für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

b) in der Ukraine das Ministerium für Verkehr; 

2. der Ausdruck „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Schiff, das 
nach den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei ihre Flagge 
führt und gemäß ihren Gesetzen in ein Register eingetragen 
ist. Dieser Ausdruck umfaßt nicht Kriegsschiffe und Fischerei- 
fahrzeuge. Im Hinblick auf die Anwendung der Artikel 2, 5, 8, 
9, 10, 12, 13 und 14 gilt als „Schiff einer Vertragspartei“ auch 
jedes Schiff unter der Flagge eines dritten Staates, das von 
einem Seeschiffahrtsuntemehmen einer der Vertragsparteien 
eingesetzt wird; 

3. der Ausdruck „Seeschiffahrtsunternehmen einer Vertragspar- 
tei“ ein Seeschiffe einsetzendes Beförderungsunternehmen, 
das seinen Firmensitz im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
hat und von Ihr nach Maßgabe ihrer Rechtsvorschriften als 
„Seeschiffahrtsunternehmen“ anerkannt ist; 

4. der Ausdruck „Besatzungsmitglied“ den Kapitän und jede 
Person, die während der Reise Aufgaben oder Dienste an 
Bord wahrzunehmen hat und deren Name in der Musterrolle 
des Schiffes aufgeführt ist. 

Artikel 2 

Freiheit des Verkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern zu fördern. Sie wer- 


Vp9\p^ <t)e;;epaTMBHOi’ PecnyöniKu HiweHHHHa 
I ypRA VKpaiHM 

nparHyHM saöesnenMTM rapMOHiMHMM posbmtok bIahocmh Mi>K 
cbeA^P^TMBHOio Pecnyöni Koio HiMeHHMHa i YKpaTHOK) y ranysi 
MopcbKoro cyAHonnaBCTBa, ij^o MatoTb öasyBarMcn Ha 
oöoninbHiM 3aL4iKaBneHOCTi i\vix KpaiH i cboöoaI ix soBHiujHboT 
TopriB/ii, ra »KOMora smIahmtm Mi>KHapOAHe cniBpoöiTHMMTBO b 
M iM ranysi, 

y posyMiHHi roro, u^o aboctopohhIm oömIh ToeapaMM Mae 
cynpoBOA>KyBaTMCR aibbhm oömIhom nocnyraMM, 


AOMOBMnMcn npo raKe: 

CTaiTfl 1 

BMSHaHeHHfl nOHfITb 

y L^iM yroAi MaeTbcq Ha yeasi 

1. niA noHRTTRM "KOMnereHTHa ycTanoBä MopcbKoro 
TpancnopTy" 

а) y OeAepaTHBHiM Pecnyöni qi HiMeHHMna - MiHicxepcTBO 
TpaHcnopjy xa niAnernI HOMy ycTanoBM, 

б) B yKpaiHi - MlHicjepcTBO rpaHcnopry; 

2. niA noHRTTRM "cyAHO floroBipHOi' CxopoHH" Ko>KHe cyAHO, 
RKe nnaBac y BiAnoBiAHOcri pp npaBOBMx HopM i(ie\ 
/^oroBipHOi CropoHH niA Ti npanopoM i sanecene ao peecrpy 
BiHCbKOBHx Ta pHöonoBei^bKMx cyABH. 3 ornnAy Ha 
sacTOcyBaHHR cTajew 2, 5, 8, 9, 10, 12, 13 I 14 niA "cyAHOM 
/toroBipHoV CTOpOHH“ MaerbCR na yeasi TaKo>K KO>KHe cyAHO 
niA npanopoM rpexboT pepx^asvi, nxe BidKOpidCToeyCTbcn 
ycranoBOK) MopcbKoro Tpancnopry OAHiei s floroeipHHx 
CTOpin; 

3. niA noHRTTflM "ycTanoBa MopCbKoro Tpancnopry floroB i pnoY 
CropoHM” TpancnopTHe nlAnpHEMCTBO, Korpe BHKopMCToeye 
MopcbKi cyAHa, Mae ceoe nocriHHe posTaiuyBaHHn na 
TepMTopli Miei floroBipnoi CropoHH i BHSHaerbcn y 
BiAnoBiAHOCTi ao *n k)pmamhhmx HopM rk “ycTanoBa 
Mopcbkoro TpancnopTy"; 

4. nlA noHRTTRM "nnen eKina>Ky" Kan Iran i öyAb-RKa ocoöa, 
KOTpa BMKonye niA nac peiicy saBAannn aöo cnyxcöy na 
öopry cyAHa i nne npisenu^e sanecene ao cyAOBoT poni. 


CTaTT« 2 
Cboöoas pyxy 

1. floroBipni Croponn noroA^xyioTbCR cnpnnrn posbutkobI 
MopcbKoro cyAHonnaecTBa Mi)K oöoMa cboVmh KpäinaMid. Bonn 
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den sich jeglicher Maßnahmen enthalten, die dem ungehinderten 
internationalen Seeverkehr sowie der uneingeschränkten Beteili- 
gung der Seeschiffahrtsuntemehmen der beiden Vertragsparteien 
an der Beförderung der im Rahmen ihres bilateralen Außenhan- 
dels ausgetauschten Güter sowie am Seeverkehr zwischen ihrem 
jeweiligen Land und Drittländern abträglich sein könnte. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den dem internationalen Handelsverkehr geöffneten Häfen der 
beiden Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und Güter zwi- 
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittländern zu befördern. 

(3) Seeschiffahrtsunternehmen aus Drittländern sowie Schiffe 
unter der Flagge eines Drittstaats können sich ohne Einschrän- 
kung an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen Außen- 
handels der Vertragsparteien ausgetauschten Güter beteiligen. 
Die von Seeschiffahrtsuntemehmen der Vertragsparteien be- 
frachteten Schiffe genießen dieselben Vergünstigungen, wie 
wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führten. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

(1) Dieses Abkommen! berührt nicht die Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, welche die Vertragspar- 
teien geschlossen haben, vor allem aus dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 6. April 1974 über einen Verhaltenskodex 
für Linienkonferenzen und im besonderen nicht die Verpflichtun- 
gen, die sich für die Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mit- 
gliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften ergeben. 

(2) Praktische Einzelheiten, die sich aus der Durchführung des 
Übereinkommens über einen Verhaltenskodex für Linienkonferen- 
zen ergeben, sind durch die am bilateralen Verkehr beteiligten 
Seeschiffahrtsuntemehmen, die der betreffenden Linienkonferenz 
angehören, zu regeln. 

(3) Beide Vertragsparteien streben an, die einschlägigen inter- 
nationalen Übereinkünfte über Schiffssicherheit, über die sozialen 
Bedingungen der Seeleute, über den Transport gefährlicher Güter 
und über den Meeresumweltschutz zu ratifizieren. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung 
des Seeschiffahrtsunternehmens 

Beide Vertragsparteien unterlassen im internationalen Seever- 
kehr diskriminierende Handlungen jeder Art, die zu einer Benach- 
teiligung der Seeschiffahrtsinteressen der anderen Vertragspartei 
führen oder die freie Auswahl der Seeschifffahrtsuntemehmen 
entgegen den Grundsätzen des freien Wettbewerbs beeinträchti- 
gen könnten. 

Artikel 5 
Regelungen 

in den Häfen und Hoheltsgewässem 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit in ihren Häfen, Hoheltsgewässem und anderen ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Gewässern den Schiffen der ande- 
ren Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen im 
internationalen Verkehr eingesetzten Schiffen, insbesondere beim 
Zugang zu den Häfen, Aufenthalt in den Häfen und Verlassen der 
Häfen, bei der Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und 
Passagierverkehr sowie beim Zugang zu alten Dienstleistungen 
und anderen bestehenden Einrichtungen. 

(2) Die in Absatz 1 erwähnte Gegenseitigkeit erstreckt sich auch 
auf das Recht der Seeschiffahrtsuntemehmen beider Vertrags- 
parteien auf Zugang zur Ausübung und Nutzung von Agenturlei- 
stungen entsprechend den Gesetzen, die auf seiten der jeweiligen 
Vertragspartei gelten. 


yrpMMyfOTbcn Bi^ öy^b-nKoro saxo^y, kotpmm Mir öm saiuKO/^MTM 

öesöopOHHMM MiMHapoAHMM MOpcbKMM nepeseseHHnM, a raKoxc 
HeoÖMexceHiM ynacri ni^npneMCTB MopcbKoro xpaHcnopry oöox 
AoroBipHMx CToptH y nepeBeseHHi BaHTa)KiB y paMxax 
/^BOCTOpOHHbOI SOBHilUHbOl TOprlB/li TB MOpCbKMM 
nepeseseHHAM Mixe TxhImm KpamaMM ra rperiMki Aep^KaaaMM. 

2. Cy/^Ha koxchoT AoroBipHoT Ctopohm MaroTb npaBO 
äAi^CHtOBam peiiCM Mixe nopraMM oöox f\oroB\pmx CropiH, 
BiAKpMTMMM AH» M ixeHapoAHoro ToproBe/ibHoro TpaHcnopry, ra 
nepeBOSMTM nacaxekipia i saHxaxei nx noMixe abomb 
A orOBipHMMM CTOPOHBMM, TBK \ nOMlxe KOXeHOtO iS AorOBipHMX 
CropiH i rperiMH xpalHaMH. 

3. niAnpHEMCTBa Mopcbxoro rpaHcnopry rperix Kpäm, a 
TBKoxe cyAHa niA npanopoM rperboi Aep^aßw Moxeyrb öes 
oöMexeeHb öparH ynacTb y nepeaeseHHi BaHraxeiB y paMxax 
ABCKJTOpOHHbOI TOpriB/li MlXe flOrOBipHMMM CropOHaMM. 
3a({)paxTOBaHi niAnpneMCTBaMH Mopcbxoro rpaHcnopry 
AoroBipHHx CropiH cyAHa KopMcryjorbcn mMM xe ni/ibraMn, ii^o 
H ri, »Ki nnaeatorb niA npanopoM oAHiei 3 AoroBipHHx 
CropiH. 

CraTTfi 3 

MixcHapoAHi 3 o6ob "asaHHii 

1 . 14« VroAa ne crexiyerbc« 3o6o8"«3aHb, u^o Bnn/iMBaK)rb 3 

iHLUHx MixenapoAHHx yroA, yK/iaABHHx AoroBipHHMH 
CropoHaMH, nepeA yclM 3 KoHBeHqiT 06"eAHaHHX bIa 6 

KBirn« 1974 poxy npo xoAexc noBeAiHxw y /iIhImhhx 
xoHC{)epeHL 4 i«x, i, 30xpeMa, rnx 3o6oB"«3aHb, ii^o BkinnHBax^rb 
Aii« OeAeparMBHoi Pecnyö/iixn HiMesHMHa 3 Ti H/iencrBa y 
EsponeHCbxoMy CniBroBapHcrsi. 

2. npaxTHHHi noAPOÖkiqi, ii^o BHn/iMBarorb 3 BHxoHaHH« 
KoHBeHqii npo xoaökc noaeAiHXM y /liHiMHMX xoHCj)epeHi 4 i«x, 
MaK)rb pery/iK)BarHc« niAnpHeMcraaMM Mopcbxoro rpanenopry, 
xorpi öepyrb ynaerb y ABOcroponnix nepeBeaenHHX, i 
Ha^exearb ao b i aoob i ahhx n i h i mhhx xonetsepenq i h. 

3. OökiABi AoroBipni CropoHki nparnyTHMyrh parHC}}ixyBarM 
BiAnoBiAHi MixenapOAHi xoHBeHt4iT npo öeanexy cyAen, ripo 
cxDqianbHi yMOBH MopnxiB, npo nepeseseHH« neöeaneHHHx 
BanraxelB ra npo aaxMcr Mopcbxoro Haexinn«. 

CraTTfi 4 

yHMKHeHHfl AMCKpMMiHaqiT 
nlAnpHEMCTBa MopcbKoro rpaHcnopry 

OöHABi Aoi'OBipHi CropOHH ne aacrocoByBarHMyrb y 
MixeHapOAHOMy MopcbxoMy cyAHonnaBcrBi AHCxplMiHai4iHHHX 
AiH öyAb-ffxoro xapaxrepy, xorpi aanlnanH 6 inrepecH 
Mopcbxoro cyAHon/iaBCTBa IhujoT CropoHH aöo mof/ih 6 
aaiuxoAHrH si/ibHOMy Bkiöopy niAnpHeMcraa MOpCbxoro 
rpaHcnopry Bcynepen npHHMMnaM el/ibHöi xoHxypenqiT. 

CraTTB 5 

PeXCMMM 

y noprax i repMropianbHHX BOAax 

1. Koxena floroeipna Cropona aaöeaneHye cyAwaM IhujoT flo- 
roBlpHöi CropoHM y cboTx noprax, repMropianbHMX BOAax ra 
iHUJHX niAner/iHx iT topHCAHXMiT BOAOHMax na ochobI 
B3a8MH0cri raxe xe craBJieHH«, «x i ao b/ibchhx cyAen, u^o 
öepyrb ynaerb y MixenapoAHHX nepeBeaennfix, aoxpeMa niA nac 
3axoAy AO nopry, nepeöyeaHH« raM I BMXOAy 3 nopry, y 
BMxopMcraHHi noproBHX cnopyA A^« BanraxenHX i 
nacaxeMpcbXMx nepeeeaeHb, a raxoxe y Aoeryni ao Bcix noenyr 
ra iHujHx icnyiOHHx eax/iaAiB. 

2. SraAana y nynxri 1 BaaeMHicrb poanoBCiOAxeyerbc« raxoxe 
Ha npaBO niAnpHeMCrea Mopcbxoro rpanenopry oöox 
floroBipHMx CropiH na Aoeryn ao 3AiHCHeHH« ra BMxopMcraHH« 
arenrcbXMx noc/iyr y BiAnoBiAHOcri ao aaxoHie, hmhhmx 3 öoxy 
xoxenoT floroBipHoi CropoHM. 
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Artikel 6 
Freier Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsuntemehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, Einnahmen aus Dienstlei- 
stungen der Seeschiffahrt im Hoheitsgebiet der ersten Vertrags- 
partei für Zahlungen im Zusammenhang mit der Schiffahrt zu 
venA/enden oder sie in frei konvertierbarer Währung ins Ausland 
zu transferieren. Der Transfer soll auf der Grundlage des amtli- 
chen Wechselkurses und innerhalb der üblichen Frist vorgenom- 
men werden. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich dieses Abkommens 
ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif- 
ten der Vertragsparteien über 

a) das Vorrecht der eigenen Flagge für die nationale Kü- 
stenschiffahrt, Bergungs-, Bugsier-, Lots- und andere 
Dienste, die den eigenen Seeschiffahrts- oder sonstigen 
Unternehmen sowie Staatsangehörigen Vorbehalten sind; 
es handelt sich jedoch nicht um Küstenschiffahrt, wenn ein 
Schiff einer Vertragspartei zwischen Häfen der anderen 
Vertragspartei fährt, um aus einem Drittland beförderte 
Güter und Fahrgäste zu löschen beziehungsweise auszu- 
schiffen oder Güter und Fahrgäste zur Beförderung in ein 
Drittland an Bord zu nehmen; 

b) die Lotsenannahmepflicht für ^hiffe; 

c) Fahrzeuge, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahr- 
nehmen; 

d) Meeresforschungsaktivitäten; 

e) das Vorrecht der Seevermessung In den eigenen Ho- 
heitsgewässern. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1) Die Schiffe jeder Vertragspartei sowie ihre Besatzungen. 
Fahrgäste und Ladungen unterliegen im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei deren geltenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die Schiffe der Seeschiffahrtsuntemehmen jeder Vertrags- 
partei unterliegen, solange sie sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei befinden, deren Gesetzen und sonstigen Rechts- 
vorschriften über das Ein- und Auslaufen der im internationalen 
Seeverkehr eingesetzten Schiffe in Ihr oder aus ihrem Hoheitsge- 
biet sowie über den Betrieb und die Führung solcher Schiffe. 

(3) Fahrgäste, Besatzungsmitglieder und Versender von Gütern 
müssen die im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei geltenden Ge- 
setze und sonstigen Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt 
und Ausreise der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, 
Ausfuhr und Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften 
über Landgangsformalitäten, Einwanderung, Zoll, Steuern und 
Quarantäne, einhalten. 


Artikel 9 

Maßnahmen zur Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen Ihrer Gesetze und 
Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförde- 
rung auf dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, um unnötige 
Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die Erledigung 
der Zoll- und sonstigen in den Häfen zu beachtenden Formalitäten 
nach Möglichkeit zu beschleunigen und zu vereinfachen sowie 
den Gebrauch vorhandener, der Entsorgung dienender Einrich- 
tungen zu erleichtem. 


Crarrn 6 

Cboöoas nepepaxyaaHb 

KoKHa AoroBipHa CropOHa saöesnenyE ni^npiieMCTBaM 
MopcbKoro TpaHcnopry IhluoV AoroBipHoT Ctopohm npaBO 
sacTOcoByBaTM ppxop^A BIA nocnyr MopcbKoro xpaHcnopry y 
TepiiTopiajibHMx boasx nepiuoT AoroBipHoT Ctopohm A^n 
nnare^KlB, noB"fl3aHMx ia cyAHonnaBCTBOM aöo 
nepepaxoByBaTM Txy Bi/ibHO KOHBepTOBaHiM BaniOTi sa kopaoh. 
DepepaxoByBaHHn MaioTb sAhicHioBaTMcn aa o4)ii4i^HiiM 
OÖMiHHMM KypCOM 1 y aBkIHHMM TepMiH. 


CTarr« 7 

Fanyal, BMiuiioMeHi al c(|)epM 
aacTocyBaHHB i^IeT VroAM 

Ljn VroAa He aaninaE hhhhmx lOpkiAHHHMx HopM kokhoi ia 

AorOBipHkix CTOpiH U40AP: 

a) nepeBa)KHoro npaea enacHoro npanopy Hai4iOHaiibHoro 
Ka6oTa)KHoro cyAHonnaecTBa, psTyBajibHoi, öyKCMpHoi, 
noMMaHCbKOi ra Ihujmx cnyxcö, Korpl nepeAöaneHi A^n u 
B/iacHiix niAnpHEMCTB MopcbKoro TpaHcnopry hm Ihlumx aöo 
rpoMBAflH; npore npo npMöepejKHe cyAHonnaecTBO He 
MAOTbcn, HKiAO cyAfio oahIeT a aptobIphmx CTOpiH aAiMCHioE 
peMC noMix nopraMM AoroeipHoT CTopoHM, u^oö BMcaAMTM 
naca)KMpiB aöo BMBaHTa^KMTM hm eanTM Ha öopT aöo 
nepeeeaTM eanTa^K hm naca>KMpiB TpeTbO? KpalHM; 

ö) 3oöoB"HaaHHn a^h cyA^H öpaxM Ha öopT noAMana: 

b) TpaHcnopTHMx aacoöiB, KOTpi BMKonyiOTb aaBASHHH 
AepxcaBHOi c/iy>KöM: 

r) MopcbKMx poaBiAyBanbHMx poöir; 

A) nepeBa>KHoro npaBa BMMipioBaHHH MOpcbKMX t/imömm y repM- 
TopianbHMX boabx. 


CraTTB 8 

AOTpMMaHHB lOpMAMHHMX HOpM 

IhujoY AoroBlpHoY CropoHM b Yi TepMTopla/ibHMX BOAax 

1. CyAHa ko>khoT AoroBipHöi CTOpOHM, a raKOxc IxHi eKina>Ki, 
naca>KMpM ra BaHTa>Ki niAnaAaioTb y TepMTOpianbHMx BOAax 
IhujoY AoroBipHoT CTOpOHM niA AiK) hmhhmx tbm iopmamhhmx 
HO pM. 

2. CyAHa niAnpMEMCTB MopcbKoro Tpancnopry koxchoT ia Ao- 
roBipHMx CTOpiH, nepeöyaaiOHM y TepMTOpianbHMx boasx IhujoY 
AoroBipHoY CTopoHM,.niAnaAaK)Tb niA Aix) hmhhmx TaM aaKOHiB i 
iHUJMX npaBOBMx HOpM npo aaxiA y YY repMTOpia/ibHi boam ra 
BMxiA 3 HMx, a TaK0>K npo eKcnnyaraAlK) ra KepyBaHHH cyA^aMM, 
u^o öepyTb ynacTb y MixcHapOAHMX nepeBeaeHHHx. 

3. dacaxcMpM, h/ibhm eKinaxcy ra BlAnpaBHMKM BaHTaxclB 
MycflTb AOTpMMyoaTMcn hmhhmx y repMTOpianbHMx BOAax 
KOxcHOi ia AoroBipHMx CropiH aaxoHiB ra Ihujmx iopmamhhmx 
HO pM U40AO B"i3AyM nepeöyBaHHfl, ra BMYaAy naca)KMpiB i 
eKina>KiB, a Tanoxc BBia ra cKnaAyaaHHH TOBapiB, aoKpeMa 
npaBMn cx|x>pMneHHH 3Bi/ibHeHHH Ha Öeper, iMirpaqlY, mmthmx, 
noAaTKOBMx ra xapaHTMHHMx npaBMJi. 


CraTTfi 9 

SaxoAM 3 MeTOK) noneruieHHB MopcbKoro cyAHon/iaacTBa 

AoroBipHi CTOpOHM B>KMByTb y Mexcax cboYx saxoniB i npaBM/i 
nopTOBoro poanopHA^y acix hboöxIahmx aaxoAia 3 mbtoio 
noneruieHHH i poaBMTxy MopCbKMX nepeaeaeHb, yHMKHenHn 
aaMBMx aarpMMOK ctohhkm cyAen ra, aa aMoroio, npMCKOpeHHH i 
cnpou4eHHn mmthmx Ta Ihujmx nopTOBMx 4)opManbHOCTeM, a 
TaKO)K nonerujeHHfl BMKopMCTaHH« IcHyioHMx ohmchmx 
ycraTKyaaHb. 
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Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von Meßbriefen 
und sonstigen Schiffspapieren 

(1) Die von einer Vertragspartei entsprechend den einschlägi- 
gen internationalen Übereinkünften ausgestellten anerkannten 
und an Bord eines Schiffes dieser Vertragspartei befindlichen 
Schiffspapiere werden auch von der anderen Vertragspartei an- 
erkannt. 

(2) Schiffe, die einen amtlich ausgestellten Meßbrief einer Ver- 
tragspartei vorweisen, sind von einer erneuten Vermessung in 
den Häfen der anderen Vertragspartei befreit. Bei der Berechnung 
der Hafenabgabe werden diese Papiere zugrunde gelegt. 

Artikeln 

Reisedokumente für Besatzungsmitglieder 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten Reisedoku- 
mente an und gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in 
Artikel 12 genannten Rechte. 

(2) Die Reisedokumente sind für die Bundesrepublik Deutsch- 
land der Reisepaß oder das Seefahrtsbuch und für die Ukraine 
der Personalausweis für Seeleute gemäß Artikel 4 des ILO-Über- 
einkommens 108. 

Artikel 12 

Einreise, Durchreise 

und Aufenthalt von Besatzungsmitgliedern 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgliedern 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 1 1 genannten Reisedokumente sind, während der Liege- 
zeit des Schiffes in einem ihrer Häfen ohne Aufenthaltsgenehmi- 
gung vor der Einreise (Visum) in Übereinstimmung mit den im 
Aufenthaltsland geltenden einschlägigen Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften an Land zu gehen und sich im Gebiet des Hafenorts 
aufzuhalten. 

Erforderlich ist in diesen Fällen 

~ in der Bundesrepublik Deutschland ein Landgangsausweis, 

- In der Ukraine ein befristeter Passierschein. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Artikel 
1 1 genannten Reisedokumente Ist, darf nach Erteilung einer Auf- 
enthaltsgenehmigung vor der Einreise (Visum) durch das Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei in folgenden Fällen durchrei- 
sen: 

- zum Zweck seiner Heimschaffung, 

- um sich auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu begeben 
oder 

- aus einem anderen, von den zuständigen Behörden der ande- 
ren Vertragspartei als triftig anerkannten Grund; die betreffen- 
de Aufenthaltsgenehmigung (Visum) Ist in möglichst kurzer Zeit 
zu erteilen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei in ein Krankenhaus eingeliefert wird, den für die stationäre 
Behandlung erforderlichen Aufenthalt. 

(4) Beide Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Per- 
sonen, die unenwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 1 1 genannten Reisedokumente sind. 

(5) Die Bediensteten der diplomatischen Missionen und der 
. konsularischen Vertretungen einer Vertragspartei sowie der Kapi- 
tän und die Besatzungsmitglieder der Schiffe dieser Vertragspar- 
tei sind berechtigt, unter Beachtung der im Aufenthaltsland gelten- 


CraTTfi 10 

BaaeMHe oömIphmx nocBiAneHb 

Ta iHlUMX Cy/^HOBMX AOKyMeHTiB 

1. BHroTOBfieHi oahIcio 3 AoroeipHMX CropiH BMSHaHi y 
BiAnoBiAHOCTi pjo Mi)KHapoAHHx KOHBeHAiM BiAnoBiAHi A^Ky- 
MeHTM, U 40 nepeöyBaiOTb na öopry cyAHa Alel floroBipHoT 
CxOpOHM, BM3HaiOTbCq TBKOK iHUiOK) florOBipHOK) CTOpOHOK). 

2. CyAHa oahIeT 3 AoroBipHHX CroplH, \i\o MatoTb oöMipHi 
nocBiAHeHHq, oct)opM/ieHi 3riAH0 npaaii/iaM, 3BijibH$iiOTbcq bIa 
noBTopHoro oöMipiOBaHH« y noprax iHiuoi floroBipHOi CropoHM. 
OöHMcneHHq noproBHx aöopiB BiAöyaaexbc« Ha ochobI uyix 
AOKyMBHXiB. 

CTaxTfi 11 

OcoöMCTi nocBiAHeHHfi HneHiB eKinaxcia 

1. Ko>KHa 3 floroBipHMX Cxopin BM3Hae BHroxoB/ieni 
KOMnexeHXHHMM yCXaHOBBMM iHUJOT florOBipHOT CxopOHM 
ocoöHCxi nocBiAHeHH$i i naAae B/iacHHKaM uyix AOKyMenxiB 
npaBa, nepeAbaneHi b cxaxxi 12. 

2. OcoöMcxi nocBiAHeHHfl f\n^ OeAepaxMBHöi Pecnyö/ilKM 
HiMBHHHHa e 3aKopAOHHMH nacnopx aöo MopennaBCbKa 
KHH)KKa, A^« VKpaiHH - nOCBlAHeHH« OCOÖH MOP«Ka 3riAHO 
cxaxxi 4 KoHBeHAii’ MOFl N 108. 

CraTTfi 12 
B"T3A> TpaH3MT 

i nepeöyBdHHfi mieHiB exinaMy 

1, Ko>KHa floroBipna Cxopona A03BO/i«e H/ieHaM eKina>Ky 
cyAHa iHLuoV floroBipnoi CxopOHM, Koxpi e B/iacHMKaMM bkb 
3 aHMX y cxaxxi 11 ocoömcxmx nocBiAnenb, cxoahxh na öeper 
npox«roM cxoflHKM y nopxy IhuioY floroBlpnot CxopoHM öea 
o4)opMneHHfl possony na nepeöyaaHHfl (bIbm) y BiAnoBiAHOCxi 
AO HMHHHX B KpaTni nepeöyBaHH^ aaKoniB xa Ihujhx BiAnoBiAHHx 
npaBun xa nepeöyBaxM b paiiOHi nopxoBoro Micxa. 

y xaKHX BnnaAKax neoöxiAHi: 

- y ct)eAepaxMBHlii Pecnyönii^i HiMeHHHna- nocBiAneHHJi npo 
3BinbHeHH$) Ha öepir, 

- B YKpai Hi - XHMHacoBa nepenycxKa. 

Kokbh Hnen eKina>Ky, mbiohm BKaaaHi y cxaxxi 1 1 ocoömcxI 
nocBiAHeHHJi, Mae npaao n\cn^ OAep>KaHHyi posBony (bIbm) hb 
nepeöyBBHH^ nepectKaxH xepHxopiio IhluoT AoroBipnoY 
CxopoHH y BHnaAKBx: 

- 3 MexoK) noBepHBHHfl AOAOMy; 

- nepeY3Ay na iHiue cyAHO aöo np«MyBaHHfl na cBoe cyAHo; 

“ a xaKO>K 3 Ihuiok) moxok), BM3HaHOK) 3 a noBa>KHy 
KOMnexeHXHHMM yCXaHOBBMM iHiuoi florOBipHOi CxopoHM. 
BiAnoBiAHMM A03Bin hb nepeöyaaHHn (Biaa) Mac öyxM 
BMAaHMM y nKOMora kopoxkmm xepMin. 

3. KoMnexenxHl ycxaHOBM floroBipHMX Cxopin Aaioxb A03Bi/i 
Ha nepeöyBBHHn, HeoöxiAne A^n cxaMiOHapHoro nlKyBannn 
H/ieHOBl eKlnaxcy, AOCxaB/ieHoro po niKapni na xepMxopiY 
OAHiei 3 floroBipHMX CxopiH. 

4. OÖMABi floroBipHi CxopoHM oöepiratoxb 3a coöto npaao 
aaöopoHnxM b"Y3a hb cbok) xepMxoplio nepcoHBM hoh rpaxa, 

HBBiXb BKU^O p\ OCOÖM MBIOXb BKaOBHi y CXBXXl 11 OCOÖMCXl 
nocBiAHeHHn. 

5. Cny>K6oBAi A^^i^^OMaxMHHMX mIcIm xa KOHcy/ibCbKMX 
npeACXBBHMi^xB OAHiei floroBipnoY CxopoHM, a xbkojk Kanixan i 
HJieHM eKina>Ky cyAen Aief floroBipnoi CxopoHM Maioxb npaao, 
AoxpMMyioHMCb HMHHMX y Aep>*<aBi nepeöyBBHHB BiAnoBlAHMX 
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den einschlägigen Gesetzen und sonstigen Vorschriften miteinan- 
der in Verbindung zu treten und zusammenzutreffen. 

(6) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen bleiben die 
Regelungen der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den 
Aufenthart und die Ausreise von Ausländem unberührt. 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1 ) Erleidet ein Schiff einer Vertragspartei in den Hoheitsgewäs- 
sem der anderen Vertragspartei einen Schiffbruch oder eine Ha- 
varie, läuft es auf Grund oder gerät es in sonstiger Weise in 
Seenot, so gewähren die Behörden dieser anderen Vertragspartei 
dem Kapitän, den Besatzungsmitgliedem, den Fahrgästen sowie 
dem Schiff und seiner Ladung den gleichen Schutz und Beistand 
wie Schiffen unter der eigenen Flagge. Die in Satz 1 genannten 
Vorkommnisse werden von den von jeder Vertragspartei gegen- 
über der anderen Vertragspartei zu bezeichnenden Behörden 
untersucht, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, auf jeden Fall 
aber dann, wenn bei einem solchen Vorkommnis ein Fahrzeug 
gesunken oder aufgegeben worden ist oder jemand den Tod 
erlitten hat. Die Untersuchungsergebnisse werden von den zu 
bezeichnenden Behörden den Behörden der anderen Vertrags- 
partei so schnell wie möglich übermittelt. 

(2) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall oder 
eine Havarie erlitten hat, von der Erhebung von Einfuhrzöllen, 
Steuern und jeglichen anderen Abgaben, denen Ladung, Ausrü- 
stung, Materialien, Vorräte und anderes Schiffszubehör unterlie- 
gen ab, sofern diese Gegenstände im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei weder gebraucht noch verbraucht werden. 

(3) Absatz 2 schließt die Anwendung der Gesetze und sonsti- 
gen Rechtsvorschriften der Vertragsparteien betreffend die vor- 
übergehende Lagerung von Gütern nicht aus. 

Artikel 14 

Gemischte Seeschiffahrtskommission 
und Konsuitationen 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu ge- 
währleisten, wird eine Gemischte Seeschiffahrtskommission ge- 
bildet, die aus den zuständigen Seeschiffahrtsbehörden der Ver- 
tragsparteien sowie aus Vertretern der einschlägigen Wirtschafts- 
kreise und Experten besteht. 

(2) Diese Kommission behandelt Fragen von gemeinsamem 
Interesse, Insbesondere Fragen im Zusammenhang mit 

~ der Gewährleistung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Seeschiffahrt zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Ukraine; 

- den Tätigkeiten der Seeschiffahrtsuntemehmen und der Schif- 
fe der Vertragsparteien, die im Seeverkehr zwischen den Ver- 
tragsparteien beschäftigt sind, und insbesondere im Zusam- 
menhang mit den Tätigkeiten, die sich aus der Anwendung des 
Übereinkommens über einen Verhaltenskodex für Linienkonfe- 
renzen ergeben; 

- der Beachtung sämtlicher Bedingungen für die ordnungsgemä- 
ße Abwicklung des Seeverkehrs durch die Seeschiffahrtsunter- 
nehmen jeder Vertragspartei; 

- den zweiseitigen Konsultationen der Seeschiffahrtsuntemeh- 
men und der Seeschiffahrtsbehörden beider Vertragspartei- 
en; 

- der gütlichen Beilegung von Streitigkeiten einschließlich derer, 
die aus der Auslegung dieses Abkommens entstehen. 

(3) Die Gemischte Seeschiffahrtskommission tritt auf Antrag 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate nach Stellung 
dieses Antrags zusammen. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Grundsätze des 
beiderseitigen Vorteils und der nichtdiskriminierenden Behand- 


saKOHiB xa Ihiumx npaBwi, sycTpiMaxucB i BcxynaxM y KOHxaKr 

0AHMX3 0AHMM. 

6. Bnu^esasHaMeHi no/io>KeHHB He nopyiuyioTb npaBMna 
AoroBipHMX CxopiH U40AO B^Ts^y, nepeöyBaHHB xa BHtäAy 
IHOSeML^iB. 


Crarrfi 13 
nparoAM Ha Mopi 

1 . RKU40 cyAHo oAHiei AoroBipHoT CxopoHM sasHae b xepn- 
xopia/ibHMx BOflax iHuioi floroBipHOl CxopoHM KopaöejibHOi a- 
BapiT aöo nouiKo/pKeHHB, C 5 vab Ha Mi/iHHy aöo noxpanuxb 
flKMMCb MMHOM y öifly Ha Mopi, xo ycxanoBM Miei inujoi 
AoroBipHoT CxopoHH saöesnenaxb KanixanoBi, M/ienaM 
GKinaxcy, naca>KHpaM, a tbkom caMOMy cy^ny i aanxaxcy xaKut^ 
)Ke saxHcx i AonoMory, 9 \k \ cyAnaM niA BmcHHM npanopoM. 
BKasani b 1 -My peneHHl npuroAH posc/iiAyBaxMMyxbca ycxano- 
BBMM /foroBipHoT CxopoHH, HasBaHHMH OAHB oahIh, BKU40 iCHyE 
rpoMBACbKa saMiKaB/ienicxb, ane b yc^KOMy pasi y xoMy 
BwnaAKy, j»ku4o niA nac xaKoi npiiroAM xpaHcnopxHMM saciö 
saxoHyB aöo öya noKHHyxHH nanpHSBO/inute hh xxocb sarüHyB. 
HacntAKM poscniAyBaHHq sa SMoroio öyAyxb noBlAOM/ieni 
H^BaHHMH ycxaHOBaMH IhujoT AorOBipHOT CxopOHH 
flKHaHUJBHAUJe. 

2. AoroBipHi CxopoHH He BHMaraxHMyxb y pasi npnroAH Ha 
Mopi aöo aBapi i cyAHa on/iaxH bbIshopo mhxb, boa^xkIb aöo 
öyAb-^KHx iHUJHx BiApaxyaaHb, qKHM niAnnraK)xb aanxaxc, 
ocHauteHHfl, Maxepia/iM, sanacH xa iHUji cyAHOBi npkinaAA^, 
f\Ku\o Lji npeAwexM He BMKopMcxoByBaxMMyxbce I ne BMxpa- 
naxHMyxbcq na xepHXopii iHuioi' AoroBipHoi CxopoHH. 

3. PosAin 2 ne BHK/iioHae sacxocyBaHH» saKonlB xa iHiuiix 
npaBOBMX HOpM florOBipHMX CxopiH CXOCOBHO XMMHacOBOrO 
CKnaAyßaHHB xoeapiB. 

CxaTTfi 14 

SifliiuaHa KOMicia 3 MopcbKoro cyAHonaaBCXBa 
i KOHcy/ibxaMii 

1.3 MexoK) saöesneHeHHB e(t)eKXkiBH0T peaaisaLtil 14181 VroAH 
öyAe yxBOpeHo SMluiaHy KOMiciio s MopcbKoro cyAHon/iaBCxea, 
aKa CK/iaAaxiiMexbCfi 3 npeACxaBHUKia KOMnexeHXHiix ycxanoB 
MopcbKoro xpancnopxy floroBipHMx CxopiH, npeACxaBHüKiB 
BiAnoBiAB/ibHHx AinoBHX Kin xa eKcnepxiB. 

2 . 14a KOMicia posr/iaAaxHMe nkixanna, U40 cxanoB/iaxb 
oöonijibHH^ iHxepec, soKpeMa nkixanna, noB^asani 3 

- cnpüaHHaM cniBpoöixHMtiXBy b ra/iysi MopcbKoro xpancnopxy 
Mi)K OeAepaxMBHOK) PecnyÖniKoio HiMeHMuna i YnpaYHOio; 

- Ai^-nbHicxK) niAnpMEMCxB MopcbKoro xpancnopxy i cyAen flo- 
roBipHHx CxopiH, saAiaHHx y MopcbKOMy cno/iyHenni m\m 
florOBipHHMM CxopOHBMM, SOKpeMa y 3 B"fl 3 Ky 3 Aiil/lbHiCXK), 
Koxpa Bmnmat is sacxocyBanna KoHBeHLji» npo koabkc 
noBeAiHKH Ha /liHtMHMx KOH0epeHL4iBx; 

- AOTpHMaHHAM yclx ywoB npaBMjibHoro BHKonaHna MopcbKMX 
nepeaeseHb niAnpM8McxBaMM MopcbKoro xpancnopxy ko)khoY 
floroBipnoi Cxopona; 

- ABOCxopoHHiMH KOHcyjibxaMinMH niAnpHEMCXB i ycxanoB 
MopCbKoro xpancnopxy oöox floroBipHHx Cxopin; 

~ nariAHHM BJiaujxyBaHHnM cynepenoK sok f\o xnx, U40 
cxocyioxbcn xnyManenHn qiEi VroAn. 

3. SMiujaHa KOMicin 3 MopcbKoro cyAHonnaBCXBa sÖnpaEXbcn 
Ha BHMory OAHiEl 3 AoroBipnnx Cxopin ne nisHime xpbox 
MicnqiB bIa Ann noA^nnn sanBH. 

4 . OömabI floroBipni CxopoHü 30Ö0B''n3yK)Xbcn 
AOxpHMyBaxHcn npnHLtiiniB BsaEMHoV enroAH xa 


10 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6851 


lung der Seeschiffahrtsunternehmen und Schiffe beider Vertrags- 
parteien zu beachten. 

Artikel 15 

Technische Zusammenarbeit 

Die Vertragsparteien ermutigen die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder, alle mögli- 
chen Formen der Zusammenarbeit, insbesondere in der Ausbil- 
dung von Fachleuten und In technischen Fragen, wie beim Aufbau 
einer Klassifikationsgesellschaft in der Ukraine zu suchen und zu 
entwickeln. 

Artikel 16 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Vertrags- 
parteien einander notifiziert haben, daß die erforderlichen inner- 
staatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkom- 
mens erfüllt sind. Als Tag des Inkrafttretens wird der Tag des 
Eingangs der letzten Notifikation angesehen. 

Artikel 17 

Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. 

(2) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch Notifikation ge- 
kündigt werden. 


Geschehen zu Kiew am 10. Juni 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


He/^kiCKpMMlHai4iMHoro CTaeneHMn ^o ni^npHEMCTB MopcbKoro 
TpaHcnopry i cyflen o6ox floroBipHMx CroplH. 

CTarm 15 

TeXHlHHe CnlBpOÖlTHMItTBO 

OöH/^Bi AorOBipHi CTopOHii saoxOMyBariiMyTb naponnaBCTBa 
Ta ycraHOBM oöox KpalH, npimeTHi f\o cy/v^onnaecTBa. uiyKarki i 
posBMBaTii Bci MOxoiMBi 4>opMi^ cniBnpai^i, soKpeMa b 
ni/^roTOBL^i Ka/^)iB i BupiiueHHi rexHiHHMx niiTaHb, raKMx bk 
cTBopeHHB K/iacH(t}iKaMiHHöT cni/iKM b VKpaVHi. 


Crarrfi 16 

Haöymi hhhhoctI VroAM 

M« Vrofla HaöyBae hmhhoctI y roiH fleHb, Konii floroBipni 
CropoHM o6MiHf)K)Tbcn HoraMM npo re, u\o BMKOHaHO Bci 
BHyTpiAep)KaBHi nepeflyMOBM, HeoöxiflHi fln« Haöyrrn mmhhoctI 
i\\E\ yro^M. Ahcm Haöyrrn HkiHHOCTi BBa^KaTHMerbcn pßHb 
HaAxoA>KeHHn ocTaHHboi hotm. 

CTarra 17 

CrpoK f\\'i Ta posipBaHHB VroAM 

1 . LJn VroAa yK/iaflaETbcn Ha HeoöMexceHMM crpoK. 

2. Mn VroAa MOxce öyrii posipaaHa ko)khok> CTopoHOfo 3 
AOAep>KaHHnM luecTHMicnMHoro repMiHy nonepe/pKeHHn 
luniixoM H0TMct)iKai4i i'. 


VKnafleHO y m. KmebI 10 MepBH« 1993 p. y flBOx npuMipHUKax, 
KO)KeH HiMei^bKOio i yKpamcbKoio MOBaMn, npHMOMy oöH/^ea 
TeKCTM MaK}Tb OflHaKOBy CM/iy. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a Vp^A c|)eAepaTMBHOi PecnyöniKM HiMeMHUHa 
Matthias Wissmann 
Trumpf 

Für die Regierung der Ukraine 
3a Vp^A VKpalHH 
O. D. Klimpusch 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der Ukraine über 
die Seeschiffahrt ist am 10. Juni 1993 in Kiew unter- 
zeichnet worden. Der Vertrag beruht auf dem Prinzip der 
Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung der Schiffe 
im gegenseitigen Seeverkehr und gewährt Inländer- 
behandlung für die Benutzung der Häfen. Er regelt die 
Behandlung von Schiffahrtsuntemehmen, Schiff, Kapitän, 
Besatzung, Fahrgästen und Gütern im jeweils anderen 
Vertragsstaat und enthält Bestimmungen über den Transfer 
von Frachteinnahmen. Des weiteren regelt er technische 
Fragen des Seeverkehrs zwischen beiden Ländern. Eine 
Gemischte Seeschiffahrtskommission aus Vertretern beider 
Staaten soll die Durchführung des Abkommens überwachen 
und regelmäßig Fragen des zweiseitigen Seeverkehrs 
sowie allgemeine Fragen der Internationalen Schiffahrt 
behandeln. 

Das Abkommen wird impulsgebend für die Zusammenarbeit 
im Bereich der Seeschiffahrt sein. Im Lichte der jüngsten 
Entwicklungen werden die Handels- und Wirtschafts- 
beziehungen zwischen Deutschland und der Ukraine 
große Bedeutung erlangen, zumal das rohstoffreiche und 
verhältnismäßig hochindustrialisierte Land gute Chancen 
für eine positive ökonomische Entwicklung hat. 

B. Besonderes 

Artikel 1 

Artikel 1 definiert die im Abkommen mehrfach venwandten 
Begriffe „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“, „Schiff einer 
Vertragspartei“, „Seeschiffahrtsuntemehmen einer Vertrags- 
partei“ und „Besatzungsmitglied“. 

Artikel 2 

Artikel 2 Abs. 1 verpflichtet die Vertragsparteien, die Ent- 
wicklung des Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern 
zu fördern und sich jeglicher Handlungen, die ihrer norma- 
len Entwicklung abträglich sind, zu enthalten. 

Absatz 2 räumt den Seeschiffen beider Seiten das Recht 
auf Teilnahme am gegenseitigen Seeverkehr und am 
Seeverkehr nach Drittstaaten (Cross-Trade) ein. 

Absatz 3 berechtigt Seeschiffahrtsunternehmen aus Dritt- 
ländern sowie Schiffe unter Flagge eines Drittstaates, sich 
an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen Außen- 
handels der Vertragsparteien ausgetauschten Waren zu 
beteiligen. Dabei erhalten Schiffe, die von Seeschiffahrts- 
unternehmen der Vertragsparteien gechartert sind, die- 
selben Vergünstigungen, wie wenn sie die Flagge einer 
Vertragspartei führten. 

Artikel 3 

Artikel 3 Abs. 1 stellt klar, daß das Abkommen Rechte 
und Verpflichtungen aus anderen internationalen Über- 
einkünften nicht berührt. Dies gilt insbesondere für Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland aus ihrer 
Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft. 

Absatz 2 verdeutlicht das Bestreben beider Vertragsparteien, 
die einschlägigen internationalen Übereinkünfte über 


Schiffssicherheit, über die sozialen Bedingungen der See- 
leute und über den Meeresumweltschutz zu ratifizieren. 

Artikel 4 

Artikel 4 verpflichtet die Vertragsparteien, im inter- 
nationalen Seeverkehr diskriminierende Handlungen zu 
unterlassen, die die Seeschiffahrtsinteressen der anderen 
Vertragspartei benachteiligen oder die freie Auswahl der 
Seeschiffahrtsunternehmen entgegen dem Grundsatz des 
freien Wettbewerbs beeinträchtigen. 

Artikel 5 

Artikel 5 Absatz 1 räumt den Schiffen die Inländerbehand- 
lung In den Häfen und Hoheitsgewässern der jeweils 
anderen Vertragspartei ein. 

Absatz 2 dehnt das Prinzip der Gegenseitigkeit aus auf 
das Recht der Seeschiffahrtsunternehmen, im Hoheits- 
gebiet des Vertragspartners Agenturtätigkeiten auszuüben. 

Artikel 6 

Artikel 6 räumt das Recht zur freien Verwendung und zum 
freien Transfer der im Gebiet der anderen Vertragspartei 
erzielten Frachteinnahmen ein. 

Artikel 7 

Artikel 7 zählt die Ausnahmen auf, die vom Regelungs- 
bereich des Abkommens ausgeschlossen sind. 

Artikel 8 

Absatz 1 regelt, daß die Schiffe einer Vertragspartei sowie 
deren Besatzungsmitglieder und Fahrgäste während ihres 
Aufenthaltes in dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei deren einschlägige Gesetze und Bestimmungen 
einzuhalten haben. Dies gilt auch für die Ladung. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Schiffe von Seeschiffahrts- 
untemehmen, solange sie sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei befinden, deren Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften über das Ein- und Auslaufen in oder 
aus ihrem Hoheitsgebiet sowie über den Betrieb und die 
Führung solcher Schiffe unterliegen. 

Absatz 3 verdeutlicht, daß Fahrgäste, Besatzungsmitglie- 
der und Versender von Gütern, die im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei geltenden Gesetze oder sonstigen 
Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt und Ausreise 
der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, Ausfuhr 
und Lagerung von Gütern einzuhalten haben. 

Artikel 9 

Artikel 9 beinhaltet die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
Verzögerungen bei den Liegezeiten und in der Abfertigung 
zu vermelden, um so die Beförderungen auf dem Seeweg 
zu erleichtern und zu fördern. 

Artikel 10 

Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 regeln die gegenseitige 
Anerkennung der Schiffspapiere sowie des Schiffsmeß- 
briefes. Bei Vorliegen des amtlich ausgestellten Meßbriefs 
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Sind die Schiffe von der Nachvermessung im Partnerstaat 
befreit. Absatz 2 Satz 2 bestimmt, daß bei der Berechnung 
der Hafengebühren, die in dem Schiffsmeßbrief enthalte- 
nen Angaben zugrunde zu legen sind. 

Artikel 11 

Artikel 1 1 Abs. 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Reisedokumente und gesteht den Seeleuten der Vertrags- 
parteien, die im Besitz eines ordnungsgemäß ausgestellten 
Reisedokuments sind, die in Artikel 12 aufgeführten 
Rechte zu. 

Absatz 2 definiert den Begriff Reisedokumente. 

Artikel 12 

Artikel 12 Abs. 1 und Abs. 2 regeln die Bedingungen im 
Hafenstaat für den Landgang, den Schiffswechsel und für 
die Heimreise der Seeleute. 

Absatz 3 räumt erkrankten Besatzungsmitgliedern die 
Möglichkeit des Krankenhausaufenthaltes im Hafenstaat 
ein. 

Nach Absatz 4 behalten sich die Vertragsparteien das 
Recht vor, unen^/ünschten Personen die Einreise zu 
verwehren. 

Nach Absatz 5 sind die Bediensteten der diplomatischen 
Missionen und der konsularischen Vertretungen einer 
Vertragspartei berechtigt, mit dem Kapitän und den 
Besatzungsmitgliedern der Schiffe ihres Staates Kontakt 
aufzunehmen. 

Absatz 6 stellt klar, daß vorbehaltlich der Bestimmungen 
in Absatz 1 bis 5 die Regelungen des Ausländerrechts 
ansonsten unberührt bleiben. 

Artikel 13 

Artikel 13 verpflichtet die Vertragsparteien zur Hilfe, wenn 
Schiffe der anderen Vertragspartei auf ihrem Hoheits- 


gebiet in Seenot oder andere Gefahren geraten und regelt 
die Untersuchungsmaxime. Ferner enthält er Bestim- 
mungen über die fiskalische Behandlung der in Notfällen 
ausgeladenen Güter. 

Artikel 14 

Absatz 1 regelt die Bildung einer Gemischten Seeschiff- 
fahrtskommission. 

Nach Absatz 2 wird der von dem Ausschuß zu behan- 
delnde Themenkreis Umrissen. 

Absatz 3 regelt die Modalitäten für das Zusammentreten 
der Gemischten Seeschiffahrtskommission. 

In Absatz 4 verpflichten sich die Vertragsparteien, die Grund- 
sätze des beiderseitigen Vorteils und der Nichtdiskrimi- 
nierung hinsichtlich der Seeschiffahrtsunternehmen und 
Schiffe zu beachten. 


Artikel 15 

In Artikel 15 werden die Reeder und die mit der Seeschiff- 
fahrt verbundenen Institutionen beider Länder durch die 
Vertragsparteien aufgefordert, alle möglichen fachlichen 
Beziehungen zu suchen und zu entwickeln. 

Artikel 16 

Artikel 16 regelt den Termin des Inkrafttretens des Ab- 
kommens. 

Artikel 17 

Absatz 1 legt die Gültigkeit des Abkommens auf unbe- 
stimmte Zeit fest. 

Absatz 2 sieht die Möglichkeit der schriftlichen Kündigung 
des Abkommens und das darauffolgende Außerkrafttreten 
vor. 
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